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Beklagten und Revisionsklägers,

gegen
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Klägerin und Revisionsbeklagte,

hat der 8° Senat des Bundessozial;erichts

auf die mündliche Verhandlung vom

22° Mai 1958

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das

Urteil des Landessozialaerichts Berlin

vom 1° April 1955 aufgehoben und die Sache

zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

an dieses Gericht zurückverwiesen°
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G r ü n d e &——-vp_——-o-u-

Das Versorgungsamt (VereorgAa) II Berlin lehnte den Antrag
der Klägerin auf Elternrente vom_15° September 1950 mit

Bescheid vom 3‚ September 1952 nach den Bundesversorgungs—

gesetz (BVG) und dem Berliner Gesetz über die Versornung

von Krieqs— und Militärdienutbccchädigten sowie ihrer Hinter-

bliebenen (KVG) vom 24° Juli 1950 (VOB1‚ für Groß—Berlin
_

s, 318) ab: Die Kläperin sei nicht bedürftip‚ weil ihr Ein—

kommen die vorgeschriebene Einkemmensgrenze übersteiee„ Es

könne dahineeste11t bleiben, ob die sonsti*en Voraussetzungen

für die Bewilligung einer Elternrente erfüllt seien° Der Ein-

spruch der Klägerin blieb erfolglos (Entecheidune des Landes—

Versorgun93amts Berlin vom 15o5o1953)»

Das Sozialgericht (SG,) Berlin hat den Bescheid vom 3, Sep—

tember 1952 und die Einspruchsentscheidune vom 13° Mai 1953

auf3ehoben (Urteil vom 29°5°1954)° In den Urteilsgründen hat
das SG„ ausgeführt, das VersorgA° habe feststellen müssen,

ob die gesamten Voraussetzungen für die Gewährung einer El—

ternrente vorläyen. Es habe sich nicht darauf beschränken

dürfen, darüber zu entscheiden, ob die Kläzerin bedürftig sei°

Die Kläperin habe ein_rechtliches Interesse daran, daß über

ihren Versorgungsantrag in vollem Umfang entschieden werde°

Das Landessozialeeridht (LSGO) Berlin hat durch Urteil vom

7, April 1955 die Berufune ues Beklagten veoen das Urteil

des SG° zurückgewiesen: Der Anspruch auf Elternrente ent—

falle nicht schon immer dann, wenn auch nur eine der in

den @@50, 51 BVG genannten Voraussetzuneen zur Zeit nicht

gegeben sei, Das VersorgAn habe sich daher nicht auf die

Prüfung der Frage beschränken dürfen, ob 3 51 BVG dem Anspruch

auf Elternrente entgegenstehco Vielmehr hätte, wie das SG°

mit Recht festpestellt habe, zunächst geprüft weräen müssen,

ob die Vorau350tzuneen des 5 50 BVG erfüllt seien° Das LSG°

hat äie Revision zueeleseeno

Der Beklagte hat gegen dieses ihm am 28° April 1955 zugew
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stellte Urteil mit einem beim Bundessczislsericht (BSGQ)

am 23° Mai 1955 einseganpenen Schriftsatz Revision einoelegt
und beantragt,

unter Aufhebung des aneefochtenen Urteils der
Berufung gegen das Urteil des SG° Berlin vom

29„ September 1954 ststtzugeben°

Er hat die Revision mit einem beim BSG. am 15„ Juni 1955 ein—

gegangenen Schriftsatz begründet und die Verletzunv der 55 50,
51 BVG eerügto Entgeyen der Auffassung des Berufunpsperichts

könne der Anspruch auf Elternrente allein mit der Begründung

abgelehnt werden, daß die Einkommensgrenze des 5 51 BVG über—

schritten sei° Wenn dies geschehe, sei damit gleichzeitig die

Bedürftigkeit des Antragstellers verneint° In einem solchen

Fall müsse über die Frage, ob der gefellene Sohn der Ernäh—

rer gewesen sei oder geworden wäre, nicht entschieden wer—
den° Ein berechtigtes Interesse an der gesonderten Feststel—

lung der Ernährereisenschaft bestehe nicht°

Die Klägerin hält das snpefochtene Urteil für zut10ffendo

Die durch Zulassung statthafte Revision (@ 162 Abs„ 1 Nr° 1
des Sozialperichtsqesetzes — SGG ») ist form— und frist—

perecht eineelegt und begründet worden (@ 164 SSG)° Sie ist
daher zulässig;° '

;

Die Revision führt zur Aufhebung des angefochtenen Urteile

und zur Zurückverweisung der Sache an das Berufungsgericht°

Das BVG, nach dessen Vorschriften des LSG° den von der

Kläperin geltend gemachten Elternrentenenspruch beurteilt
hat, ist im RevisionsVerfehren nachprüfbercs Recht im Sinne

des € 162 Abs„ 2 sec, weil das Land Berlin dieses Gesetz
inhaltsgleich durch das Gesetz über die Versorgung der

Opfer des Krieges vom 12° April 1951 übernommen hat (BSGD 2

3° 106 ■og7; 1 s 98 [Too„1o_1] und s. 189 [1‘90‚1917)11

Der Ansyruch auf Elternrentc hängt zunächst davon ab, daß der

Beschädigte an den Folgen einer Schädigung gestorben ist
(5 49 Abs° 1 BVG)„ Dies ist zwischen den Beteiligten un—
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streitip; auch die Vorinstanzen sind davon ausgegangen, daß

der Sohn der Klägerin am 3, Aurust 1943 in Rußland aefallen

ist" Weiter muß der Verstorbene vor seinem Tod-der Ernährer

seiner Eltern gewesen sein; die brnährereipensehaft ist auch
dann peeeben, wenn der Verstorbene der Brnährbr seiner Eltern

geworden wäre° Ferner müssen die Eltern bedürftie im Sinne

des 5 50 Abs° 2 BVG (: @ 50 Abs, 5 BVG i.dJ:‘° der 6‚ Novelle

vom 1„7„1957 —BGBl, 1 3° 661) sein (5 50 Abs° 1 BVG)° Schließ—
lich ist Elternrente nur insoweit zu pewähren, als sie zusammen

mit dem sonstinen Einkommen die in 5 51 Abs° 2 BVG eenannten
monatsbeträae nicht übersteiqt„ Alle diese Voraussetzungen

müssen, wie die Revision mit Recht annimmt, entpesen der An—

sicht des Berufungsgerichte nebeneinander erfüllt sein° Ist
auch nur eine davon nicht gegeben, so besteht kein Anspruch auf

Elternrente, ohne daß noch des weiteren geprüft werden müßte,

ob und inwieweit die sonstigen Voraussetzunven zutreffen oder

nicht (BSG° 1 s, 272 15117; vgi‚ auch hilke, Kov‚ 1952 s. 82)‚

Daraus folgt, daß das Versorgf„ den Anspruch der Klägerin ab—

lehnen konnte, nachdem es die überzeugune gewonnen hatte, daß

bei ihr wesen Übersdhreitune der Einkommensgrenze des 5 51

Abs° 2 BVG (vgl.° Urteil des BSG° vom 12°9„1957 — 10 BV 155/55a

SozR° BVG @ 50 Bl° Ca 1 Nr„5) Bedürftigkeit nicht vorliege.

Die eepenteilige Ansicht der Vorinstanzen beruht auf einer un—

zutreffenden Auslegung der 55 50 und 51 BVG‚ Denn die Voraus—

setzunsen für die Gewährung der Elternrente nach 5 50 Abs° 1

und 2 BVG müssen bis zum Ablauf der Frist des @59.Abs° 1 BVG
nebeneinander erfüllt sein_($ 50 Abs° 3 BVG — jetzt 5 50 Abso 4

BVG auf Grund Art° I Nr. 11 b) der 6. Novelle vom 1,701957)°

Ist der Tod des Verstorbenen — wie hier — die Folge einer nach

dem 31° August 1939 einsetretenen Schädigung, so endet die Frist

nach 5 59-Abs° 1 Satz 3 BVG i‚d„F, vom 6, Juni 1956 (39310 I
so 469) am 31° De2ember 1958° Dies bedeutet, daß die Ernährer—
eigensehaft.des Verstorbenen und die Bedürftiskeit der Eltern

— also die Grundvoraussetzunren für die Gewähruno der Eltern—

rente — bis.zu diesem Zeitpunkt erfüllt sein müssen° Deshalb

darf, wenn diese in—é 50 Abs° 1 und 2 BVG nenannten Vorausset-

zungen erst nach diesem Zeitptnlt eintreten, Elternrente nicht
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mehr gewährt werdeno Das Gesetz restattet nur dann eine Aus“

nahme, wenn eine zunächst bewillipte Elternrente wenen Weg—

falls der Bedürftigkeit entzoyen werden ist und die Bedürf—

tigkeit später wieder eintritt (€; 50 Abs, 3 Satz 2 BVG a.‚F‚

= 5 50 Abs° 4 Satz 2 BVG n„F.)° Eine vor dem 31„ Dezember
1958 getroffene Feststellung über die Ernährereipenschaft

des Gefallenen ist danach ohne Bedeutun*, wenn nicht auch

die Bedürftiekeit bis zu diesem Zeitpunkt eintritt°

_Dashiernach auf einer unrichtigen Anwendungder $5 50, 51
BVG beruhende Urteil des LSG° (@ 162 Abso 2 BSG) war daher
aufzuheben° Gleichzeitig war die Sache zur erneuten Ver—

handlune und Entscheidung an dieses Gericht zurückzuverwei—

sen9 weil das Revisionsgericht mangels au9reichender tat—

sächlicher Feststellungen nicht abschließend entscheiden

kann (5 170 Abs" 2 SSG)° Das LSG° wird nun darüber zu ent—
scheiden haben, ob die Klägerin einen Anspruch auf Eltern—

rente hat° Dabei wird es zu beachten haben, daß das SGO_

die Sache unzulässieerweise an die Verwaltungsbehörde zu—
rückverwiesen hat° Zwar hat es im Tenor seiner Entschei«

dunp nur die Verwaltungsentscheidungen aufgehoben; der In—

halt der Urteileformel ist jedoch durch Heranziehun; des
sonetipen Urteilsinhalts, vor allem der Entscheidungsgrün—

de, auszuleren (BSG„4 SD121 [1'2;7; 3 s. 135 5317)‚ Im
vorliegenden Fall geht aus den Entscheidungsgründen ein—
deutig hervor, daß das SG° die Sache an das VersorpA. zu—

rückverweisen wollte° Es hat nämlich ausgeführt, daß die

Verwaltunesbehörde nun feststellen mü:se‚ ob der Tod des

Sohnes der Klägerin die Folge einer Schädigung und ob die

Ernährereieenschaft zu bejahen sei„ Eine solche Zurückver—

weisunp aber ist unzulässig (BSG„ 2 S. 94; Urteil des 8"

Senats vom 2003„1956 — 8 RV 41/55 —)„_Das SG„ hätte den Sach—

Verhalt von Amts waren erforschen (@ 103 SCG) und über den er-
hobenen Anspruch entscheiden müssen° Denn die Klägerin hat die

Verurteilung des Beklagten zur Zahlung von Rente begehrt

(Vgl.° Klaeeschrift vom 3„6°1955)° Daran ändert nichts, daß

sie später in der mündlichen Verhandlung vor dem SG° am

299 September 1954 nur beantrant hat, die angefochtenen Be—
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scheide aufzuhebenv Dieser Antrag konnte im richtig verstande—

nen Intereese der Klägerin nur dahin ausgelegt werden, daß sie

neben der Aufhebung der Vorentscheidungen die Verurteilung des

_
Beklagten zur Zahlung von Elternrente begehrte„ Einen Antrag

auf Feststellung der Ernährereigenschaft ihres gefallenen Soh—
nes hat die Klägerin nicht gestellto_Ein solcher wäre auch unzu—

lässig gewesen (Urteil des BSG°vom 13„11°1956‚ SozR° SGG5 55
Bla Be 2 Nr„ 5)" Schließlich wird das LSG„ zu beachten haben,

daß das VereorgA„ den Antrag auf Elternrente aueh nach dem

bis 500 September 1950 gültigen Berliner KVG abaelehnt hat°

Zur der Frage, ob die Ablehnung nach diesem Gesetz mit Recht

erfolgt ist, haben.die Vorinstanzen überhaupt nicht Stellung

genommen“

Die Kostenentecheidung bleibt dem abschließenden Urteil äes

LSG° vorbehaltenn
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